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Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
des Paul-Friedl-Mittelschulverbandes 

für das Haushaltsjahr 2020 
 

I. 
 
Aufgrund des Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Kommunale Zusammenarbeit (KommZG) und Art. 
63 ff der Gemeindeordnung (GO) erlässt der Paul-
Friedl-Mittelschulverband folgende Haushaltssat-
zung: 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2020 wird 
hiermit festgesetzt; er schließt im Verwaltungs-
haushalt in Einnahmen und Ausgaben mit 
293.300,00 Euro und im Vermögenshaushalt in 
Einnahmen und Ausgaben mit 61.820,00 Euro. 
 

§ 2 
 
Zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögens-
haushalt sind keine Kreditaufnahmen vorgesehen. 
 

§ 3 
 
Verpflichtungsermächtigungen werden im Vermö-
genshaushalt nicht festgesetzt. 

 

§ 4 
 
1) Der durch Gebühren und sonstige Einnahmen 

nicht gedeckte Bedarf zur Finanzierung von 
Ausgaben im Verwaltungshaushalt (Be-
triebskostenumlage) wird festgesetzt auf 
171.893,00 Euro und auf die Verbandsmitglie-
der umgelegt. Umlageschlüssel ist die Anzahl 
der Schüler zum 1.10. des Vorjahres. 
 

2) Eine Investitionsumlage zur Finanzierung von 
Ausgaben im Vermögenshaushalt wird nicht 
festgesetzt. 

 
§ 5 

 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzei-
tigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushalts-
plan wird auf 20.000 Euro festgesetzt. 
 

§ 6 
 
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 1. Januar 
2012 in Kraft. 
 
 

II. 
Die Haushaltssatzung enthält keine genehmi-
gungspflichtigen Teile. 
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III. 
Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan lie-
gen gem. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 BaySchFG, Art. 40 
Abs. 1 Satz 1 KommZG, Art. 65 Abs. 3 Satz 3 GO 
i.V. mit § 1 ff. BekV bis zum Erlass einer neuen 
Satzung in der Gemeindeverwaltung St. Oswald, 
Lusenstr. 2, 94568 St. Oswald, Kämmerei, inner-
halb der allgemeinen Geschäftsstunden zur Ein-
sichtnahme bereit. 
 
St. Oswald, 14.10.2020 
Paul-Friedl-Mittelschulverband 
 
Schwankl 
Verbandsvorsitzender 

 
 
 
 
Landratsamt Freyung-Grafenau 
Az.: 21-214/4-33 
 
Änderung und gleichzeitige Neufassung der Sat-
zung zur Regelung von Fragen der Verfassung des 
Schulverbandes Paul-Friedl-Mittelschule 
 
Der Schulverband Paul-Friedl-Mittelschule hat mit 
Beschluss der Schulverbandsversammlung vom 
01.09.2020 seine Verbandssatzung geändert und 
gleichzeitig neugefasst.  
 
Die gemäß Art. 9 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen 
Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) i. V. m. 
Art. 48 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) durch den Schulver-
band erforderliche Anzeige der Änderung und 
gleichzeitigen Neufassung wird hiermit gemäß Art. 
48 Abs. 3 KommZG nachstehend bekannt ge-
macht. 

 
Freyung, 06.11.2020 

LANDRATSAMT FREYUNG-GRAFENAU 
 

Manzenberger 
Verwaltungsoberinspektorin 

 
 

Satzung zur Regelung von Fragen 
der Verfassung des Schulverbandes Paul-Friedl-

Mittelschule 
(Schulverbandssatzung) 

 
Die Schulverbandsversammlung des Schulverban-
des Paul-Friedl-Mittelschule (nachfolgend stets 

Schulverbandsversammlung genannt) erlässt auf-
grund des Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfi-
nanzierungsgesetzes (BaySchFG) – BayRS 2230-71-
K – i.V. m. Art. 18, Art. 19 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 5 
sowie Abs. 2 Nrn. 1, 2, 3 und 5, Art. 29 Satz 2, Art. 
30 Abs. 2, Art. 43 Abs. 1 und 2, Art. 47 Abs. 5 und 
6 und Art. 26 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über die 
kommunale Zusammenarbeit (KommZG) – BayRS 
2020-6-1-I – sowie Art. 20a und Art. 32 Abs. 1 der 
Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) – 
BayRS 2020-1-1-l – folgende Satzung zur Regelung 
von Fragen der Verfassung des Schulverbandes 
Paul-Friedl-Mittelschule (Schulverbandssatzung): 
 

 § 1 Name und Sitz des Schulverbands 
 

  (1) Der Schulverband führt folgenden Namen: 
Schulverband Paul-Friedl-Mittelschule. 
 
(2) Der Schulverband hat seinen Sitz in St. Oswald, 
Lusenstr. 2, Rathaus der Gemeinde St. Oswald-
Riedlhütte.  
 
(3) Sein räumlicher Geltungsbereich umfasst den 
mit Rechtsverordnung der Regierung von Nieder-
bayern vom 25. April 2006, Nr. 44-5103-56 festge-
legten Schulsprengel für die Hauptschule Sankt 
Oswald-Riedlhütte.  
 
 

§ 2 Verbandsausschuss 
 

entfällt 
 
 

§ 3 Vorberatender Ausschuss 
 

entfällt 
 
 

§ 4 Kassengeschäfte 
 
Die Kassengeschäfte des Schulverbands werden 
von der Gemeinde St. Oswald-Riedlhütte geführt. 
 
 

§ 5 Ehrenamtliche Tätigkeit; Entschädigung 
 
 (1) Der Schulverbandsvorsitzende, sein Stellver-
treter und die übrigen Mitglieder der Schulver-
bandsversammlung (Schulverbandsräte) sind eh-
renamtlich tätig, Art. 9 Abs. 9 BaySchFG i. V. m. 
Art. 30 Abs. 1 Satz 1 KommZG. Die Tätigkeit der 
Schulverbandsräte erstreckt sich auf die Mitwir-
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kung bei den Beratungen und Entscheidungen der 
Schulverbandsversammlung und ihrer Ausschüsse. 
Außerdem können einzelnen Mitgliedern beson-
dere Verwaltungs- und Überwachungsbefugnisse 
nach näherer Vorschrift der Geschäftsordnung (§ 
2 Absatz 3 und 4) übertragen werden.  
 
(2) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
erhalten für ihre Tätigkeit ein Sitzungsgeld für die 
notwendige Teilnahme an Sitzungen der Schulver-
bandsversammlung oder eines Ausschusses für 
jede Sitzung in Höhe von 20,-Euro.  
 
(3) Die Mitglieder der Schulverbandsversammlung 
erhalten ferner für auswärtige Tätigkeit Reisekos-
tenvergütung nach den für die Beamten des Frei-
staats Bayern geltenden Rechtsvorschriften; als 
Dienstreise gilt nicht der Weg zu den Sitzungen 
der Schulverbandsversammlung, die an dem übli-
chen Sitzungsort stattfinden. 

 
 

§ 6 Schulverbandsräte 
 

Der Schulverband regelt gem. Art. 9 Abs. 1 Satz 2 
BaySchFG in Verbindung mit Art. 19 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 die Sitz- und Stimmenverteilung in der 
Schulverbandsversammlung abweichend von Art. 
9 Abs. 3 und 5 wie folgt. 

1.   Unabhängig der Schülerzahlen werden die 
1. Bürgermeister der am Schulverband be-
teiligten Gemeinden in die Schulver-
bandsversammlung entsandt. 

2.   Daneben entsenden Gemeinden, aus de-
nen zum Stichtag 1. Oktober jedes Jahres 
20-80 Schülerinnen und Schüler die Ver-
bandsschule besuchen, einen weiteren 
Verbandsrat. 

3.   Und für jede weitere angefangenen 80 
Verbandsschüler nochmals einen weiteren 
Verbandsrat 

4.   Stellt eine Gemeinde wegen Rückgangs ih-
rer Verbandschüler zum Stichtag zu viele 
Verbandsräte, sind sie durch den Gemein-
derat vor der nächsten Verbandsver-
sammlung abzuberufen. 

 
 

§ 7 Finanzbedarf 
 

entfällt 
 
 
 

§ 8 Rechnungsprüfung 
 

(1) Die Prüfung der Jahresrechnung obliegt dem 
Rechnungsprüfungsausschuss.  
(2) Der Rechnungsprüfungsausschuss besteht aus 
3 Mitgliedern, die die Schulverbandsversammlung 
aus ihrer Mitte bestellt. 
(3) Aus diesen 3 Mitgliedern des Rechnungsprü-
fungsausschusses wird der Vorsitzende des Aus-
schusses durch die Schulverbandsversammlung 
bestellt. 
 

§ 9 Ausscheiden von Mitgliedern 
 
Scheidet infolge der Veränderung des Schulspren-
gels ein Verbandsmitglied aus dem Schulverband 
aus, so findet eine Vermögensauseinandersetzung 
zwischen dem Schulverband und dem ausschei-
denden Verbandsmitglied statt.  
 

§ 10 In-Kraft-Treten 
 
(1) Diese Satzung wurde von der Schulverbands-
versammlung am 01.09.2020 beschlossen. Sie tritt 
mit dem auf ihre Bekanntmachung folgenden Tag 
in Kraft.  

St. Oswald-Riedlhütte, den 14.10.2020 
Schulverband Paul-Friedl-Mittelschule 
 
gez. 
Peter Schwankl  
Schulverbandsvorsitzender  
 

 
 
 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes (IfSG); 
Allgemeinverfügung zur Übertragung der Funkti-
on als Vorlagestelle im Sinne von § 4 Abs. 1 Ein-
reisequarantäneverordnung (EQV) und als Infor-
mationsstelle gemäß § 4 Abs. 2 EQV 
 
Aufgrund der Zuständigkeit für den Vollzug des 
Infektionsschutzgesetzes im Kreisgebiet erlässt 
das Landratsamt Freyung-Grafenau gemäß §§ 32, 
28 Infektionsschutzgesetz (IfSG), § 4 Abs. 1 Satz 1, 
Abs. 2 Einreisequarantäneverordnung (EQV) i. V. 
m. § 65 der Zuständigkeitsverordnung (ZustV), Art. 
3 Abs. 1 Nr. 3 des Gesundheitsdienst- und Ver-
braucherschutzgesetzes (GDVD) und des Art. 35 
Satz 2 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
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(BayVwVfG) folgende, für den gesamten Landkreis 
Freyung-Grafenau geltende 
 

Allgemeinverfügung 
 

1.    Beauftragte Stelle im Sinne von § 4 Abs. 1 
S. 1 EQV in der Fassung vom 05.11.2020 
sind im Landkreis Freyung-Grafenau die 
jeweiligen Arbeitgeber, Ausbildungsbe-
triebe, Schulen und Hochschulen der Per-
sonen (Grenzgänger), die in einem Risiko-
gebiet nach § 1 Abs. 5 EQV ihren Wohnsitz 
haben und sich zwingend notwendig zum 
Zweck ihrer Berufsausübung, ihres Studi-
ums oder Ausbildung in den Landkreis 
Freyung-Grafenau begeben und regelmä-
ßig, mindestens einmal wöchentlich, an 
ihren Wohnsitz zurückkehren. Diesen ist 
auf Verlangen unverzüglich regelmäßig ein 
kalenderwöchentliches Testergebnis im 
Sinne von § 4 Abs. 1 Sätze 2, 4 EQV in Be-
zug auf eine Infektion mit dem Coronavi-
rus SARS-CoV-2 vorzulegen. 

2.    Beauftragte Stelle im Sinne von § 4 Abs. 2 
EQV sind die jeweiligen Arbeitgeber, Aus-
bildungsbetriebe, Schulen und Hochschu-
len der in Ziffer 1 genannten einreisenden 
Personen. Diese sind unverzüglich über 
das Auftreten von Symptomen zu infor-
mieren, die auf eine Erkrankung mit CO-
VID-19 hinweisen. 

3.    Die Testergebnisse (im Original, in Kopie 
oder per Dokumentation) der in Ziffer 1 
genannten Grenzgänger sind mit Vorlage-
datum bzw. die Information über das Auf-
treten von Symptomen bei diesen Perso-
nen, die auf eine Erkrankung mit COVID-
19 hinweisen, sind dem Landratsamt 
Freyung-Grafenau auf Verlangen von den 
beauftragten Stellen vorzuweisen. 

4.    Diese Allgemeinverfügung ist kraft Geset-
zes sofort vollziehbar. Die Allgemeinverfü-
gung tritt mit Wirkung vom 09.11.2020 in 
Kraft und mit Ablauf des 30.11.2020 außer 
Kraft. 

5.    Diese Allgemeinverfügung ergeht kosten-
frei. 

 
Hinweise: 
- Vorsätzliche oder fahrlässige Verstöße der 

Grenzgänger aus Risikogebieten zur fristge-
rechten Testung, zur fristgerechten Vorlage ei-
nes Testergebnisses oder zur unverzüglichen 
Information gemäß § 4 Abs. 2 EQV stellen ge-

mäß § 5 Nr. 6 EQV eine Ordnungswidrigkeit 
dar, die mit Geldbuße geahndet werden kann. 

-     Dem Testergebnis, das sich auf eine moleku-
larbiologische (PCR-) Testung stützt, steht gem. 
§ 4 Abs. 1 S. 4 EQV eine Bestätigung der tes-
tenden Stelle über eine negative Testung durch 
einen CE-zertifizierten und zugelassenen Anti-
gen-Schnelltest gleich. 

 
 

Begründung 
 

I. 
 

Im Rahmen der gegenwärtigen Pandemie mit dem 
Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich das Infektionsge-
schehen in den Anrainerstaaten der Bundesrepub-
lik Deutschland zuletzt erheblich erhöht. Infolge 
dessen wurden zuletzt mehrere zu Bayern grenz-
nahe Regionen durch das Bundesministerium für 
Gesundheit, das Auswärtige Amt und des Bun-
desministerium des Innern, für Bau und Heimat als 
Internationale Risikogebiete eingestuft und in die 
durch das Robert-Koch-Institut unter 
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartig
es_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html veröffent-
lichte Liste von Risikogebieten aufgenommen. 
Dies betrifft derzeit namentlich die Tschechische 
Republik sowie die grenznahen Regionen der Re-
publik Österreich. 
In den Landkreis Freyung-Grafenau pendeln etwa 
1350 Personen aus Tschechien und etwa 90 aus 
Österreich ein. Hinzu kommen Schüler aus beiden 
Ländern, die im Landkreis Freyung-Grafenau eine 
Schule besuchen. 
 
Gemäß § 4 EQV vom 05. November 2020, BayMBl. 
Nr. 630, BayRS 2126-1-6-G,  müssen sich Perso-
nen, die in  einem Risikogebiet nach § 1 Abs. 5 
EQV ihren Wohnsitz haben und die sich zwingend 
notwendig zum Zweck ihrer Berufsausübung, ihres 
Studiums oder ihrer Ausbildung in den Freistaat 
Bayern begeben und  regelmäßig, mindestens 
einmal wöchentlich, an ihren Wohnsitz zurückkeh-
ren,  unaufgefordert regelmäßig in jeder Kalen-
derwoche auf das Vorliegen einer Infektion mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2 testen lassen und 
das Testergebnis  der  zuständigen Kreisverwal-
tungsbehörde oder einer von ihr beauftragten 
Stelle auf Verlangen unverzüglich vorlegen. Der 
Verordnungsgeber hat in § 4 Abs. 1 Satz 1 EQV 
den Kreisverwaltungsbehörden die Möglichkeit 
eröffnet, andere Stellen zu ermächtigen, sich diese 
Testergebnisse vorlegen zu lassen. Dasselbe gilt 

https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
https://www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Risikogebiete_neu.html
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nach § 4 Abs. 2 EQV für die Information über das 
Auftreten von Symptomen, die auf eine Erkran-
kung mit COVID-19 hinweisen. 
 

II. 
 

1.    Rechtsgrundlage für die Übertragung der 
Funktion als Vorlagestelle für Testergeb-
nisse und als Informationsstelle hinsicht-
lich des Auftretens von COVID-19-
Symptomen von der Kreisverwaltungsbe-
hörde auf die jeweiligen Arbeitgeber, 
Ausbildungsbetriebe, Schulen und Hoch-
schulen der Grenzgänger ist § 4 Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 EQV. 
 
Die Kreisverwaltungsbehörden können 
nach den Regelungen in § 4 Abs. 1 Satz 1 
und Abs. 2 EQV andere Stellen mit der 
Entgegennahme/Kenntnisnahme der da-
nach von Grenzgängern vorzulegenden 
Testergebnisse bzw. der Entgegennahme 
von Meldungen über Symptome einer Er-
krankung an COVID-19 beauftragen. So-
weit sich eine Rechtsgrundlage für diese 
Allgemeinverfügung nicht schon aus die-
sen Regelungen der EQV ergibt, besteht 
eine solche jedenfalls in § 28 Abs. 1 Satz 1 
IfSG. Die Vorlageverpflichtung für negative 
Testergebnisse durch sog. Grenzgänger 
soll verhindern, dass sich die Corona-
Pandemie weiter ausbreitet. Die Entschei-
dung über die Bestimmung der insoweit 
beauftragten Stellen ist eine zur Umset-
zung der hierfür konkret notwendigen 
Schutzmaßnahmen und keine allgemeine 
Maßnahme zur Verhütung übertragbarer 
Krankheiten nach § 16 IfSG mehr. 

 
2.    Das Landratsamt Freyung-Grafenau be-

sitzt keine Kenntnis über die Identität der 
Grenzgänger, die in den Landkreis 
Freyung-Grafenau aus den angrenzenden 
Ländern einpendeln, und ist deshalb auch 
nicht in der Lage, ihm in Erfüllung des § 4 
EQV vorgelegte Testergebnisse auf Recht-
zeitigkeit und Vollständigkeit hin zu über-
prüfen. Es wäre dem Landratsamt 
Freyung-Grafenau lediglich möglich, bei 
entsprechenden Anzeigen zu überprüfen, 
ob ein Grenzgänger in einem bestimmten 
Zeitraum eine Negativbescheinigung vor-
gelegt hat oder nicht. Ein erhöhter Infek-
tionsschutz ergibt sich daraus nicht, weil 

die Kreisverwaltungsbehörde damit nicht 
schon dann einschreiten kann, wenn der 
Mitarbeiter, Schüler oder Student ohne 
Erfüllung der Vorlageverpflichtung im Be-
trieb, in der Schule oder der Hochschule 
erscheint. 
Bei positiven Testergebnissen mit Kon-
taktpersonen im eigenen Zuständigkeits-
bereich wird das jeweilige Gesundheits-
amt ohnehin im Rahmen des Contract-
Tracings informiert. 
 
Zur Erreichung des mit § 4 EQV verfolgten 
Zieles, Infektionen in Bayern durch Grenz-
gänger zu verhindern, ist es notwendig, 
dass möglichst ohne zeitlichen Verzug bei 
der Nichteinhaltung der Vorgaben des § 4 
EQV reagiert werden kann. Die Vorlage-
verpflichtung der negativen Testergebnis-
se ist nur dann effektiv, wenn diese un-
mittelbar beim Arbeitsantritt oder Schul-
besuch wirken kann. Die Grenzgänger sind 
den Arbeitgebern, den Ausbildungsbetrie-
ben, den Schulen und den Hochschulen 
namentlich bekannt und nur diese haben 
unmittelbar Kenntnis darüber, ob und 
wann die Grenzgänger anwesend sind. 
Sind die negativen Testergebnisse deshalb 
direkt den Arbeitgebern, Schulen und 
Hochschulen vorzulegen, können diese bei 
Verstößen gegen diese Vorlageverpflich-
tung unmittelbar reagieren und ggf. auch 
Personen abweisen und so Ansteckungen 
verhindern. Dies gilt erst recht bei der 
Meldung von Symptomen einer COVID-19-
Erkrankung durch Arbeitnehmer, Schüler 
und Studenten. Auch liegt es im eigenen 
Interesse der Unternehmen, Schulen und 
Hochschulen, ihren Betrieb vor den Ein-
schränkungen durch Erkrankungen und 
Quarantäne zu schützen. Ihre Belastung 
durch eine Beauftragung als „Verwal-
tungshelfer“ ist gegenüber dem dadurch 
gewonnenen erhöhten Infektionsschutz 
als gering anzusehen und muss dahinter 
zurücktreten. Auch ist bei etwa 1.400 Ein-
pendlern in einem Landkreis mit über 
78.000 Einwohnern und einer entspre-
chenden Zahl an Betrieben keine Überfor-
derung einzelner Betriebe, Schulen oder 
Hochschulen durch den entstehenden 
Verwaltungsaufwand zu erwarten. Andere 
gleich geeignete Beauftragte sind nicht er-
sichtlich.  
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Zur Zielerreichung ist es auch ausreichend, 
wenn die Betriebe/Schulen die Testergeb-
nisse in Kopie vorhalten oder die Vorlage 
dokumentieren (Name des Vorlegenden, 
Testergebnis, Testlabor, Testdatum und 
Vorlagedatum). Der Grenzgänger bleibt 
dann im Besitz des schriftlichen Tester-
gebnisses und kann dieses ggf. anderen 
Stellen oder bei evtl. Kontrollen vorzeigen. 
Gem. § 4 Abs.1 S.1 EQV besteht die Pflicht 
zur unverzüglichen Vorlage des Tester-
gebnisses, anders als in früheren Fassun-
gen der EQV und der Allgemeinverfügung 
des Landratsamtes Freyung-Grafenau vom 
28.10.2020 (Amtsblatt des Landkreises 
Freyung-Grafenau Nr.19/2020), nur mehr  
a u f  V e r l a n g e n  der beauftragten 
Stelle. 
Die Vorlageverpflichtung der beauftragten 
Stellen bezüglich einer Kopie des Tester-
gebnisses bzw. einer entsprechenden Do-
kumentation ist zu einer effektiven Nach-
kontrolle der Einhaltung der Verpflichtung 
und zur Klärung von Infektionsketten bei 
evtl. Ausbruchsgeschehen in Betrieben, 
Schulen und Hochschulen notwendig, aber 
auch ausreichend. Das Vorlagedatum 
muss enthalten sein, damit die Erfüllung 
der Pflicht des Grenzgängers zur fristge-
rechten Vorlage gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 
EQV überprüft werden kann. Auf eine un-
aufgeforderte Vorlage der Ko-
pie/Dokumentation kann verzichtet wer-
den; eine Vorlage auf Verlangen des Land-
ratsamtes genügt insoweit. 
 

3.    Diese Allgemeinverfügung ist nach §§ 28 
Abs. 3, 16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. 
 

4.    Die Laufzeit dieser Allgemeinverfügung 
richtet sich nach der Geltungsdauer der 
EQV. 
 

5.    Die Kostenentscheidung beruht auf Art. 3 
Abs. 1 Nr. 2 KostG. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Mo-
nats nach ihrer Bekanntgabe Klage bei dem  

 
Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg 

Postfachanschrift: Postfach 1101 65, 93014 Re-
gensburg 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg 
 

schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbe-
amten der Geschäftsstelle dieses Gerichts oder 
elektronisch erhoben werden. Die Klage muss 
den Kläger, den Beklagten (Freistaat Bayern) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die 
zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der angefochtene 
Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beige-
fügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten bei-
gefügt werden. 
 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfa-
cher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet 
keine rechtlichen Wirkungen! 

- Dieser Bescheid ist gemäß § 28 Abs. 2 i.V.m. § 
16 Abs. 8 IfSG sofort vollziehbar. Auf Antrag 
kann die aufschiebende Wirkung einer Klage 
ganz oder teilweise angeordnet werden (§ 80 
Abs. 5 der Verwaltungsgerichtsordnung, 
VwGO). Der Antrag ist beim Verwaltungsge-
richt Regensburg, Haidplatz 1, 93047 Regens-
burg einzureichen. 

- Nähere Informationen zur elektronischen Ein-
legung von Rechtsbehelfen sind der Internet-
präsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichts-
barkeit (www.vgh.bayern.de) zu entnehmen. 

-  Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren 
vor den Verwaltungsgerichten infolge der Kla-
geerhebung eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Landratsamt Freyung-Grafenau 
Freyung, den 08.11.2020 
 
gez. 
 
Schier 
Oberregierungsrätin 

 
 
 

http://www.vgh.bayern.de/
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